
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

 
Antrag 

 
 
der Fraktion Die Linke 

 
 

Guter Lohn für gute Arbeit: Öffentliche Daseinsvorsorge stärken, Lohn- und 

Arbeitsbedingung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst verbessern!  

 

Der Landtag möge beschließen:  

 

Die Staatsregierung wird aufgefordert: 

zur Stärkung der Öffentlichen Daseinsvorsorge in Sachsen mit den ihr zur Verfügung 

stehenden Mitteln und Möglichkeiten auf eine angemessene Verbesserung der Lohn- und 

Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen 

hinzuwirken, insbesondere durch 

1. die Anerkennung der Forderungen der Gewerkschaft ver.di (als Verhandlungsführerin 

auch für die DGB-Gewerkschaften GdP, GEW und IG BAU) sowie von dbb Beamten-

bund und Tarifunion in den derzeitig laufenden Verhandlungen für einen neuen 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) – Tarifrunde öffentlicher 

Dienst der Länder 2025-2026 – in der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) für den 

Freistaat Sachsen sowie das Hinwirken auf einen zügigen, den aktuellen Forderungen  

entsprechenden Tarifabschluss. 

2. die Sicherstellung der unverzüglichen und vollumfänglichen Übertragung des Tarif-

abschlusses für Beschäftigte im öffentlichen Dienst auf die Beamt:innen und 

Richter:innen des Freistaates Sachsen (1:1 - Übertragung).  

3. die Gewährleistung der Bereitstellung der für die Umsetzung des Tarifabschlusses für 

die Beschäftigten im Öffentlichen Dienst sowie für die Beamt:innen und Richter:innen 

erforderlichen finanziellen Mittel im Staatshaushaltsplan bei der Aufstellung des 

Entwurfs des künftigen Staatshaushaltes.  
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Begründung  

Der öffentliche Dienst und seine Leistungen für die öffentliche Daseinsvorsorge sind für eine 

soziale und solidarische Gesellschaft unverzichtbar. Qualitativ hochwertige öffentliche 

Dienstleistungen erfordern gute Arbeitsbedingungen und gute Löhne für die Beschäftigten 

sowie eine gute personelle Ausstattung. Die mehr als 120 000 Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst des Freistaates Sachsen leisten hier tagtäglich hervorragende Arbeit. Das muss sich 

nicht zuletzt auch in ihren Einkommen niederschlagen. Die enormen Preissteigerungen bei 

Lebensmitteln und Gütern des täglichen Bedarfs, gestiegene Heiz- und Energiekosten 

sowie nicht zuletzt ständig steigende Mieten erfordern auch hier entsprechende 

Lohnerhöhungen. Gerade in Zeiten des fortschreitenden Fachkräftemangels hat das 

Zulassen von Entgeltlücken im öffentlichen Dienst unmittelbare Konsequenzen: Öffentliche 

Arbeitgeber finden vielerorts nicht mehr das benötigte Personal, Stellen bleiben unbesetzt, 

Dienstleistungen für Bürger:innen drohen sich zu verschlechtern, dringend benötigte 

Investitionen unterbleiben. Der öffentliche Dienst und damit auch die Erfüllung der Aufgaben 

der öffentlichen Daseinsvorsorge stehen daher angesichts des fortschreitenden 

demografischen Wandels und des akuten Fachkräftemangels vor besonders großen 

Herausforderungen.  

Klar ist für die Fraktion Die Linke auch: Das nötige hohe Leistungsniveau des öffentlichen 

Dienstes in all seinen Bereichen lässt sich auch in Anbetracht dessen ohne Investitionen in 

Ausstattung und vor allem in qualifiziertes Personal und in Beschäftigte nicht 

aufrechterhalten. Hier gilt es die kurzsichtigen und falschen fiskalpolitischen 

Entscheidungen der vergangenen Jahre, die für eine sinkende Attraktivität der Arbeitsplätze 

im öffentlichen Dienst und den bestehenden Personalnotstand verantwortlich sind, zu 

revidieren und schnellstens umzusteuern. 

Vor diesem Hintergrund sind die Forderungen von ver.di sowie dbb Beamtenbund und 

Tarifunion in der laufenden Tarifrunde 2025/2026 für die rund 2,2 Millionen Beschäftigten 

der Länder (außer dem Bundesland Hessen) mehr als berechtigt: Sieben Prozent mehr 

Gehalt im Monat, zur Stärkung der unteren Lohngruppen jedoch mindestens 300 Euro 

monatlich. Für Auszubildende sollen die Vergütungen um 200 Euro pro Monat steigen, 

zudem sollen sie nach erfolgreicher Ausbildung unbefristet übernommen werden. Zudem 

sollen studentische Beschäftigte ein tariflich garantiertes Mindeststundenentgelt erhalten. 

Darüber hinaus fordern die Verhandlungsführer der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 

der Länder die Erhöhung aller Zeitzuschläge um 20 Prozentpunkte. Die Laufzeit des neuen 

Tarifvertrags im öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) soll zwölf Monate betragen.1 

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke steht die Staatsregierung gegenüber den 

Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen hier in der unmittelbaren 

politischen Verantwortung und Pflicht, mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln und 

Möglichkeiten für eine zügige und angemessene Verbesserung der Lohn- und 

Arbeitsbedingungen Sorge zu tragen. 

 

1 https://cms-s3.verdi.de/drupal/public/2025-12/TdL25_26_Tabelle_Synopse_0.pdf?VersionId=dfa8d5c2-b68f-409e-
a901-4e2e580b3a9c  

https://cms-s3.verdi.de/drupal/public/2025-12/TdL25_26_Tabelle_Synopse_0.pdf?VersionId=dfa8d5c2-b68f-409e-a901-4e2e580b3a9c
https://cms-s3.verdi.de/drupal/public/2025-12/TdL25_26_Tabelle_Synopse_0.pdf?VersionId=dfa8d5c2-b68f-409e-a901-4e2e580b3a9c
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Hierzu gehört es insbesondere, dass sich die Staatsregierung, über das Staatsministerium 

der Finanzen als Mitglied der Tarifgemeinschaft der Länder, dem Antragsbegehren folgend 

für die Anerkennungen der aktuellen Tarifforderungen von ver.di sowie dbb Beamtenbund 

und Tarifunion sowie einen zügigen, diesen Forderungen entsprechenden Tarifabschluss 

einsetzt. Die rechtzeitige Einleitung der erforderlichen Schritte für eine unverzügliche und 

vollumfänglichen Übertragung des Tarifabschlusses für Beschäftigte im öffentlichen Dienst 

auf die Beamt:innen und Richter:innen des Freistaates Sachsen ist dann eine weitere, von 

der Staatsregierung zu verantwortende Folgeaufgabe.  

Zudem hat sie schon jetzt sicherzustellen, dass die für die Umsetzung des Tarifabschlusses 

für die Beschäftigten im Öffentlichen Dienst sowie für die Beamt:innen und Richter:innen 

erforderlichen finanziellen Mittel bei der bevorstehenden Haushaltsaufstellung im 

Staatshaushaltsplan eingestellt werden.  

Angesichts dessen, dass Jahrzehnte von Privatisierung und Austeritätspolitik die 

Bundesländer bis dato in immer prekärere Haushaltslagen versetzt haben, braucht es 

entsprechende nachdrückliche Initiativen der Bundesländer im Allgemeinen, des 

Freistaates Sachsen im Besonderen gegenüber dem Bund, damit die Bundesländer 

dauerhaft in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben bei der öffentlichen Daseinsvorsorge 

zu erfüllen und dazu angemessene Tariferhöhungen für die Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst finanziell absichern zu können.  

Mit den von der Fraktion Die Linke wiederholt geforderten Maßnahmen: das Schließen von 

Steuerschlupflöchern, die Heranziehung der Vermögen der Superreichen durch die 

Wiedereinführung der Vermögensteuer, die Anhebung des Spitzensteuersatzes und die 

Reform der Erbschaftssteuer ließen sich nicht zuletzt auch die dafür erforderlichen 

Staatseinnahmen nachhaltig generieren.  

 

Dresden, den 20. Januar 2026 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 

Unterschrieben von
SUSANNE SCHAPER
am 20.01.2026
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